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Einleitung 

,,Darf das Gemeinschaftsrecht Völkerrecht ignorieren?" 

Diese von Petersmann1 im Jahre 1997 gestellte Frage möchte man in ihrer 
provozierenden Zuspitzung sowohl aus völkerrechtlicher als auch aus europa-
rechtlicher Sicht klar verneinen. 

Denn zum einen hat die Europäische Gemeinschaft (EG) nicht nur faktisch 
als einer der maßgeblichen Akteure im internationalen Wirtschaftsgeschehen 
ein hohes Eigeninteresse an der Einhaltung völkerrechtlich verbindlicher Re-
geln. Sondern sie hatte ihre aktive Rolle im Prozeß einer fortschreitenden Ver-
rechtlichung der Weltwirtschaftsbeziehungen auch erst im Jahre 199 5 durch 
ihren Beitritt zu der neu gegründeten Welthandelsorganisation (WTO) aus-
drücklich dokumentiert. 

Zum zweiten wäre es für die EG als Rechtsgemeinschaft, die in hohem Ma-
ße von der Wahrung der gemeinschaftlichen Konstitutionalität abhängig ist, 
verhängnisvoll, wenn sie in der Gemeinschaftsrechtsordnung geltendes Völ-
kerrecht mißachtete. So muß Petersmanns Frage auch mit Blick auf Art. 300 
Abs. 7 Alt. 1 EGV2 erstaunen. Denn dieser sieht ausdrücklich vor, daß die 
nach Maßgabe dieses Vertrages geschlossenen Abkommen für die Organe der 
Gemeinschaft und für die Mitgliedstaaten verbindlich sind. Darüber hinaus 
hat der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) schon vor ge-
raumer Zeit zwei wesentliche Aussagen zum Verhältnis von Völkerrecht und 
Gemeinschaftsrecht getroffen. In nunmehr ständiger Rechtsprechung geht er 
davon aus, daß völkerrechtliche Verträge einen "integrierenden Bestandteil 
des Gemeinschaftsrechts" 3 bilden und in der Weise "unmittelbare Wirkung" 

Petersmann, EuZW 1997, S. 325 ff.; ders., in: FS Fikentscher, S. 985 ff. 
= Art. 228 Abs. 7 a.F., zuvor Abs. 2 EGV. Zur Zitierweise der Artikel: Die 

Vorschriften des EG-Vertrages werden nach der Nummerierung des Amsterdamer Ver-
trages zitiert. Bei erstmaliger Nennung wird in der Fußnote die Nummerierung nach 
der Version des Vertrages von Maastricht genannt. 

3 Siehe nur: EuGH-Haegeman, Rs. 181173, Slg. 1974, 449 (Rn. 2/6); EuGH-
Kupferberg, Rs. 104/81, Slg. 1982, 3641 (Rn. 13); EuGH-Demirel, Rs. 12/86, Slg. 
1987, 3747 (Rn. 7); EuGH-Stillegungsfonds, Gutachten 1176, Slg. 1977, 741 (757); 
EuGH-Griechenland!Kommission, Rs. 30/80, Slg. 1989, 3733 (3737); EuGH-Sevince, 
Rs. C-192/89, Slg. 1990, 1-3497 (3500); EuGH-EWR /,Gutachten l/91 , Slg. 1991 , 
1-6084 (61 05). In EuGH-Racke, Rs. C-162/96, Slg. 1998, 1-3655 heißt es, daß ein ,,Ab-
kommen ein wesentlicher Bestandteil des Gemeinschaftsrechts" ist (Hervorheb. d. 
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entfalten können, daß einzelne Bürger die Vertragsbestimmung vor den Ge-
richten der Gemeinschaftsrechtsordnung geltend machen können.4 In der Fol-
ge konzentrierte sich das akademische Interesse daher weitgehend auf die Fra-
ge, unter welchen Voraussetzungen ein völkerrechtlicher Vertrag "unmittelba-
re Wirkung" entfaltet. Dabei hat das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen 
von 1947 (GATT), dem die Europäische Gemeinschaft zu keinem Zeitpunkt 
formell beigetreten ist, schon seit langem eine gewisse Sonderstellung einge-
nommen. Ausschlaggebend hierfür war das Urteilinternational Fruit Compa-
n/ des EuGH aus dem Jahre 1972. Darin hatte der EuGH entschieden, daß die 
EG zwar an das GATT 194 7 gebunden ist, dieses aber nicht durch den Ein-
zelnen vor den Gerichten der Europäischen Gemeinschaft geltend gemacht 
werden kann. Inzwischen haben die WTO-Übereinkünfte das GATT 1947 
weitgehend abgelöst. Seitdem ist zunehmend die Frage in den Mittelpunkt ge-
rückt, ob der EuGH seine GATT -Rechtsprechung auf die WTO-Übereinkünfte 
ausdehnen werde. 

Indes, der Blick auf die "unmittelbare Wirkung" ist trotz seiner wesentli-
chen Bedeutung für den Rechtsschutz des Einzelnen in der Gemeinschafts-
rechtsordnung verkürzt. Dies haben der seit dem Jahre 1994 schwelende Streit 
um die Rechtmäßigkeit der europäischen Bananenmarktordnung und die hier-
zu ergangenen Urteile des EuGH plastisch vor Augen geführt: 

Nicht überraschend war angesichts der International Fruit Company-
Rechtsprechung, daß der EuGif dem Einzelnen verwehrte, sich vor den Ge-
richten der Europäischen Gemeinschaft auf die Unvereinbarkeit der Bana-
nenmarktordnung mit dem GATT 1947 zu berufen. Für erhebliches Aufsehen 
hat jedoch seine als ,,Bananen-Urteil" bekannte Entscheidung Deutsch-
land/RaP gesorgt. Denn dort versagte er erstmals einem Mitgliedstaat, den 
Verstoß eines sekundären Gemeinschaftsrechtsaktes gegen das GATT 194 7 
gerichtlich geltend zu machen. Daß sich diese Rechtsprechung nicht mit dem 
Inkrafttreten der WTO-Übereinkünfte überholt hat, hat der EuGH im Novem-

Verf.). Aus dem Verweis auf das Demirel-Urteil ergibt sich aber, daß kein inhaltlicher 
Unterschied besteht. 

EuGH-Kupferberg, Rs. 104/81, Slg. 1982, 3641 (Rn. 23): Art. 21 des Freihan-
delsabkommen EWG-Portugal; EuG-Opel Austria, Rs. T-115/94, Slg. 1997, 11-43 
(Rn. 101): Art. 10 des EWR-Abkommens; EuGH-Racke, Rs. C-162/96, Slg. 1998, 
1-3655 (Rn. 30 ff.): Art. 22 des Kooperationsabkommens EWR-Jugoslawien. 

5 EuGH-IFC, Rs. 21-24/72, Slg. 1972, 1219. 
Vgl. nur EuGH-Chiquita, Rs. C-469/93, Slg. 1995, 1-4533 (Rn. 24 ff.); EuGH-

Atlanta I, verb. Rs. C-465/93 und 466/93, Slg. 1995, 1-3761 (Rn. 10 ff.); EuGH-Port I, 
verb. Rs. C-364/95 und 365/95, Slg. 1998, 1-1023; EuG-Terres rouges Consultant, Rs. 
T-47/95, Slg. 1997, 11-481; EuG-Comafrica SpA, Rs. T-70/94, Slg. 1996,11-1741. 

7 EuGH-Deutschland/Rat, Rs. C-280/93, S1g. 1994, 1-4973. 
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ber 1999 mit dem Urteil Portugal/Rat, Rs. C-149/96,8 klargestellt: Auch dort 
verwehrte er einem Mitgliedstaat, einen sekundären Gemeinschaftsrechtakt an 
den WI'O-Übereinkünften gerichtlich überprüfen zu lassen. Vor dem Hinter-
grund dieser jüngeren Entwicklung stellt sich die Frage nach den Vorausset-
zungen für die gerichtliche Geltendmachung völkerrechtlicher Verträge vor 
den Gerichten der Europäischen Gemeinschaft heute von Neuem. 

Doch auch die von Petersmann wieder entfachte Diskussion über die Integ-
ration von Völkervertragsrecht in die Gemeinschaftsrechtsordnung erlangt 
neue Berechtigung. Denn die gerichtliche Geltendmachung völkerrechtlicher 
Verträge kann nicht isoliert von den Voraussetzungen betrachtet werden, unter 
denen ein völkerrechtlicher Vertrag, der die EG in ihren völkerrechtlichen 
Außenbeziehungen bindet, auch in ihrer internen Rechtsordnung als verbind-
liches Recht zu beachten ist. Diese aus dem Verhältnis von Völkerrecht zu 
Landesrecht bekannte grundsätzliche Fragestellung nach der "Geltung" völ-
kerrechtlicher Verträge im internen Recht der Vertragsparteien wurde bislang 
für das Verhältnis von Völker- zu Gemeinschaftrecht nicht umfassend geklärt. 
So sah sich das Europäische Parlament 1997 in einer Entschließung "zu den 
Beziehungen zwischen dem Völkerrecht, dem Gemeinschaftsrecht und dem 
Verfassungsrecht der Mitgliedstaaten"9 zu der Forderung veranlaßt 

"(Das Europäische Parlament) verlangt eine klare, im EG-Vertrag festgeschriebene 
Lösung des Verhältnisses des Völkerrechts zwn Europarecht i.S. einer Gleichstel-
lung der EG mit Nationalstaaten, was bedeutet, daß das Völkerrecht nicht urunit-
telbar gilt, sondern nur nach der Erklärung seiner Anwendbarkeit durch einen inne-
ren Rechtsakt der EG oder nach der Transformation seines Inhaltes in Rechtssatz-
farmen des EG-Rechts. ,.~o 

Das Manko einer allgemeinen Dogmatik der Geltung völkerrechtlicher Ver-
träge in der Gemeinschaftsrechtsordnung wird besonders augenfällig, seitdem 
die EG den WI'O-Übereinkünften beigetreten ist. Denn die Bindung der EG 
an die WI'O-Übereinkünfte weist zwei Besonderheiten auf: 

Zum einen wurden die WTO-Übereinkünfte wegen eines gemeinschaft-
lichen Kompetenzdefizites11 von der Gemeinschaft gemeinsam mit den Mit-

10 

EuGH-PortugaVRat, Rs. C-149/96, Slg. I-1999, 8395. 
A4-0278/97. 
Punkt 14. 

11 Vgl. hierzu EuGH-WTO, Gutachten 1/94, Slg. 1994, I-5267. Der EuGH hat 
dort festgestellt, daß die EG wegen der Bestandteile GATS und TRIPS keine umfas-
sende Sachkompetenz filr die Ratifizierung der WfO-Übereinkünfte habe (Rn. I 05). 
Das Gutachten hat in der Lit. eine große Resonanz gefunden. Vgl. nur Hilf, E.JIL 6 
(1995), S. 245 ff.; ders., EuZW 1995, S. 7 ff.; Geiger, JZ 1995, S. 973 ff.; Kuijper, 
E.JIL 6 (1995), S. 222 ff.; Amull, in: O'Keeffe, S. 343 ff. (350 ff.); Zampini, La CE et 
les accords müdes, S. 27 ff. (insbesondere Fn. 15 m.Nw.d. franz. Lit.). 


